
N E U E R F O R T S C H R I T T

6 4 N G | F H   7 / 8 | 2 011

NG/FH: Herr Gusenbauer, Sie sind Vor-
sitzender des intellektuellen Netzwerkes
Next Left, in dem sich europäische Sozial-
demokraten,Wissenschaftler und Intellek-
tuelle darüber verständigen, was bei der
sozialdemokratischen Linken schief ge-
laufen ist und wie eine neue Offensivpers-
pektive aussehen könnte. Worin liegt der
Hauptgrund dafür, dass die Sozialdemo-
kratien so in der Defensive sind? 

Alfred Gusenbauer: Eine der wesentlichen
Ursachen ist natürlich, dass sich das Par-
teienspektrum stärker auffächert, weil die
Volksparteien im Allgemeinen, aber die
Sozialdemokratie im Besonderen ihre Bin-
dungskraft für breite Bevölkerungsschich-
ten verloren haben. Die Frage, die sich in
diesem Zusammenhang stellt, lautet: Kann
man unter den differenzierten gesellschaft-
lichen Bedingungen von heute überhaupt
noch diese Breite herstellen, vor allem dort,
wo Verhältniswahl praktiziert wird? Wie
Großbritannien gezeigt hat, ist selbst in
einem Staat mit einem starken Mehrheits-
wahlrecht nicht mehr automatisch klar,
dass eine Partei alleine die Regierung stel-
len kann.

Diese Tendenz betrifft die Sozialdemo-
kratie stärker als die Konservativen, weil
wir seit den 80er Jahren einer gewissen
Konkurrenz durch die Grünen ausgesetzt
sind. Zudem werden wir beschnitten durch

jegliche Formen populistischer Politik. Das
können auch linkspopulistische Parteien
sein, aber in der großen Mehrheit der euro-
päischen Länder sind es rechtspopulisti-
sche Parteien. Diese greifen mächtiger in
das sozialdemokratische Wählerpotenzial
ein, weil sie im Wesentlichen zwei Themen-
felder zentral abdecken: Anti-Europaorien-
tierung und Ausländerfeindlichkeit. Für
beides sind frühere sozialdemokratische
Wählerschichten empfänglicher als kon-
servative.Vor allem in den skandinavischen
Sozialdemokratien löst Europa Ängste vor
dem Verlust des Wohlfahrtsstaates aus.

NG/FH: Gilt das für ganz Europa?

Gusenbauer: Ja, aber mit unterschied-
lichen Nuancen. In Schweden etwa war die
sozialdemokratische Partei in der Frage
des EU-Beitritts gespalten. In den anderen
nordischen Parteien war es nicht ganz so
dramatisch.

Die Sozialdemokratie ist nach wie vor
bei den verletzlicheren Schichten der Ge-
sellschaft mehr verankert als die Konser-
vativen, also im unteren Einkommensdrit-
tel. Dort sind die Verdrängungs- oder Ab-
stiegsängste wegen der Zuwanderung mas-
siv. Wir sind also sowohl bei Europa als
auch bei der Zuwanderung stärker in un-
serem Wählerpotenzial angreifbar als die
Konservativen, die einen viel stärkeren An-
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teil an den Bildungsbürgern und höheren
Einkommensschichten binden.

Zudem haben die Menschen den Ein-
druck, dass immer weniger in den natio-
nalen Parlamenten entschieden wird und
immer mehr in Europa, für viele nach wie
vor ein politisches System, das nicht wirk-
lich transparent erscheint. Zudem ist die
Auseinandersetzung in Europa wenig po-
litisiert. Es geht eigentlich immer nur um
die Alternative für oder gegen Europa,
aber meistens nicht darum, welche Politik
gemacht werden soll.Die Menschen haben
den Eindruck, dass sie Gestaltungsmacht
an etwas abgeben,auf das sie wenig Zugriff
haben.

Viele Verheißungen treten nicht ein.
Die Sozialdemokratie befindet sich hier in
einer ganz problematischen Situation: Wir
treten pro-europäisch auf, dieses Europa
aber liefert nicht die Ergebnisse, die sich
die Menschen wünschen.

NG/FH: Wie könnten angesichts eines sol-
chen Dilemmas überzeugende Antworten
lauten?

Gusenbauer: Entscheidend ist, wer das vor-
herrschende Paradigma der gesellschaft-
lichen Auseinandersetzung prägen kann.
Die Wahlanalysen, die wir durchgeführt
haben, zeigen: Wenn die Wirtschaft das
vorherrschende Paradigma der politischen
Diskussion ist, nützt das in erste Linie den
Konservativen.Wenn die Umweltfrage do-
miniert, nützt das in erster Linie den Grü-
nen. Wenn Ausländer, Migration und Si-
cherheit die Gemüter bewegen, hilft das
den Rechtspopulisten. Die Sozialdemo-
kratie gewinnt nur, wenn das Soziale oder
die soziale Gerechtigkeit im Zentrum der
politischen Auseinandersetzung stehen.

NG/FH: Aber dann hat sie die Konkurrenz
der Linksparteien, die das noch drastischer,
noch monothematischer besetzen.

Gusenbauer: Die Konkurrenz der Links-

parteien kann es geben, obwohl dies kein
europaweites Phänomen ist. Das gibt es in
Skandinavien schon lange, aber da treten
die Rechtspopulisten inzwischen stärker
auf als die Linkspopulisten; die spezifische
Situation in Deutschland ist nicht charak-
teristisch für Gesamteuropa; seit langer
Zeit gibt es das auch in den Niederlanden.
Aber dort, wo es früher mal die starken eu-
rokommunistischen Parteien gab – Frank-
reich oder Spanien, die weiterhin als Ver-
einigte Linke oder Kommunistische Par-
teien in Erscheinung treten – können diese
in Wirklichkeit bei diesem Thema nicht
stärker Fuß fassen. Diese Herausforderung,
dass eine Linkspartei durch die Entwick-
lung eines Linkspopulismus in der Frage
der sozialen Gerechtigkeit der Sozialdemo-
kratie eine massive Konkurrenz machen
kann, ist für die Gesamtheit Europas empi-
risch nicht nachweisbar.

Diese »natürlichen« Kompetenzzuord-
nungen der Parteien haben sich in der Ein-
stellung der Menschen über lange Zeit
nicht geändert. Natürlich kann jede Partei
im Zuge einer Wahlauseinandersetzung
versuchen,eine andere Partei in ihrer Kern-
kompetenz anzugreifen. Das ist allerdings
hochriskant, weil damit das Thema des
Gegners noch stärker gemacht und man
wahlpolitisch nur Gewinne realisiert, wenn
man auf diesem Heimspielfeld des ande-
ren sichtbar dominiert – sonst geht das
nach hinten los.

NG/FH: Es gibt nun in der Sozialdemo-
kratie Bestrebungen, die Paradigmen so
zu kombinieren, dass die Partei ihre spezi-
fische Identität aus der Balance zwischen
Wirtschafts-, Ökologie- und Sozialkom-
petenz erhält.

Gusenbauer: Ich glaube nicht, dass das
verfängt. Die Sozialdemokratie muss ein
fest verankertes Standbein der sozialen
Gerechtigkeit haben, welches sie verteidi-
gen und neu besetzen muss. Dies ist ihr
Alleinstellungsmerkmal. Sie muss dafür
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sorgen, dass dies das zentrale Thema ist.
Nur dann kann sie gewinnen. Natürlich
braucht die Sozialdemokratie, im Unter-
schied zu monothematischen Parteien, da-
neben auch ein ökologisches, ein ökono-
misches, ein sicherheitspolitisches Spiel-
bein. Aber das Prinzip »Die Balance aus
allem ergibt die Stärke« halte ich für eine
falsche Schlussfolgerung. Dies würde dazu
führen, dass das Profil der sozialen Ge-
rechtigkeit verschwimmen würde. Wo die
Sozialdemokratie ganz besonders starke
Einbußen erlitten hat, wurde diese ihre

Kernkompetenz in Frage gestellt, entwe-
der durch eigene Politik oder durch die
politische Auseinandersetzung

NG/FH: Mit welchen Themen und Projek-
ten könnte die Sozialdemokratie in den
Ländern und in Europa die Hegemonie
zurückgewinnen? 

Gusenbauer: Das Projekt der sozialen Ge-
rechtigkeit, der sozialen Demokratisie-
rung Europas muss neu erfunden wer-
den. Dabei ist unser Thema nicht nur, wie
sozialdemokratische Politik in den Wett-
bewerb der Marktkräfte eingreift und für
gerechtere Verhältnisse sorgt. Der so-
zialdemokratische Wohlfahrtsstaat schafft
auch selbst neue Ungerechtigkeiten, in-
dem er das Insider-/Outsiderproblem ver-
stärkt. Seine Hauptprofiteure sind in erster
Linie die Beschäftigten im öffentlichen
Dienst hinsichtlich Stabilität der Arbeits-
verhältnisse, Höhe der Einkommen, Pen-
sionen.

Zugunsten der großen Mittelschicht,
die heute in der privaten Wirtschaft arbei-
tet, entweder einen festen Arbeitsplatz hat,
scheinselbstständig ist oder Projektarbeit
macht, und zugunsten derjenigen, die un-
ter prekären sozialen Verhältnissen leben,
wirkt der Umverteilungsmechanismus des

sozialdemokratischen Wohlfahrtsstaates
nicht mehr. Viele Menschen empfinden im
Übrigen diese neue Ungerechtigkeit als
noch viel schlimmer, als die durch die
Marktgesetze hervorgerufene. Marktunge-
rechtigkeiten werden als »natürlich« ge-
sehen, staatliche als politisch verursacht
oder gewollt. Da die Sozialdemokratie da-
für Verantwortung trägt, entlädt sich die
Frustration gegen sie.

NG/FH: Wie müsste eine Strategie aus-
sehen, mit der der Sozialstaat so transfor-

miert, diese Defizite überwunden und neue
Glaubwürdigkeit zurückgewonnen wer-
den kann?

Gusenbauer: Wir müssen bei dem Beitrag
des Finanzkapitals zur Finanzierung des
sozialen Wohlfahrtsstaates beginnen. Heu-
te erfolgt diese in erster Linie aus der Be-
steuerung der Lohneinkommen und Ver-
brauchssteuern. Die immer größer wer-
denden Gewinne aus Finanzkapital werden
kaum oder nur in einem geringen Ausmaß
zur Finanzierung herangezogen. Bezogen
auf den Prozentsatz des gesamten Steuer-
ertrages haben wir zwei gegensätzliche Ent-
wicklungen: Der Anteil am gesellschaft-
lichen Reichtum aus dem Finanzsektor
wird immer größer, die Besteuerung im-
mer geringer.

Ein stärkerer Beitrag des Finanzkapi-
tals zur Finanzierung des Gemeinwohls ist
nötig, unabhängig davon, ob wir mit Fi-
nanztransaktionssteuern oder höheren Ka-
pitalbesteuerungen operieren. Das sind
natürlich nur Beispiele, die Kraft der Ver-
änderung erwächst aus einem Gesamt-
konzept der sozialen Demokratisierung.
Mit dem Projekt der Finanztransaktions-
steuer könnte die Sozialdemokratie zei-
gen, dass sie jetzt den Weg der neuen Ge-
rechtigkeit geht.

N E U E R F O R T S C H R I T T  

6 6 N G | F H   7 / 8 | 2 011

» Das Wichtigste ist eine egalitäre Bildungspolitik, weil kein anderes poli-
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NG/FH: Das wären die Maßnahmen auf der
Finanzierungsseite. Was müsste man auf
der Leistungsseite machen, damit diese
neue Gerechtigkeit sichtbar wird? 

Gusenbauer: Den größten gesellschafts-
politischen Multiplikationsfaktor entfaltet
eine egalitäre Bildungspolitik, stärker noch
als die wichtigen Bereiche Gesundheit und
Pensionen. Als Grundsatz gilt: Unsere Ge-
sellschaft der zunehmend ungleicheren Ein-
kommen einigt sich darauf, für alle Men-
schen ein Maximum an Chancen zur Ver-
fügung zu stellen, unabhängig von ihrer
sozialen Situation. Ein positiver Schritt in
diese Richtung ist in Österreich die Ein-
führung kostenloser Kindergartenplätze
für alle Kinder. Das ist zudem ein wichtiger
Schritt zur Integration der Migrantenkin-
der, denn im Kindergarten beginnt der Bil-
dungsweg. Kostenloser Besuch von Schule
und Universität, die Chance der Qualifi-
zierung auf dem zweiten und dritten Bil-
dungsweg, Möglichkeiten der Requalifizie-
rung etc. Das Wichtigste ist eine egalitäre
Bildungspolitik, weil kein anderes politi-
sches Instrument mehr über die Chancen-
verteilung entscheidet. Ich vertrete die
Auffassung, dass das Recht des Kindes auf
eine chancenreiche Entwicklung im Zwei-
fel stärker ist als das Recht der Eltern. Da-
rum befürworte ich, wenn für Alle Kinder-
gartenplätze zur Verfügung stehen, eine
Kindergartenpflicht.

Das ist der entscheidende Unterschied
zwischen dem klassisch-liberalen Laissez-
faire, dem Multi-Kulti-Zugang und einer
sozialdemokratischen Integrationspolitik:
Wir sagen, dass sich Integration nicht von
selbst verwirklicht, wir brauchen entspre-
chende Politiken. Und Integrationspolitik
hat eben auch nicht nur mit Rechten zu tun,
sondern auch mit Pflichten: einerseits mit
dem Angebot von Chancen und Möglich-
keiten zur Teilhabe, andererseits aber auch
mit dem Einfordern von Teilnahme.

NG/FH: Manche Experten sind der Mei-

nung, dass im Prekariatsbereich, bei im-
merhin 12 - 14 % der Gesellschaft, bloße
Bildungsangebote eher zu Verängstigung
führen, weil das genau das Erfahrungsfeld
ihres Scheiterns ist. Diese Menschen wol-
len geeignete Arbeitsplatzangebote, die sie
sofort annehmen können mit anständigem
Einkommen und Anerkennung.

Gusenbauer: Es wird zu keiner Verviel-
fachung einfacher/wenig qualifizierter Ar-
beit mehr kommen. Menschen, die schei-
tern – was im Übrigen sehr menschlich ist
–, dürfen sich nicht und wir dürfen sie
nicht aufgeben. Ich bleibe dabei: Egalitäre
Bildungspolitik hat den stärksten Multi-
plikationsfaktor, was andere Politiken na-
türlich nicht ausschließt. Ganz wesentlich
ist z.B. die Wohnpolitik. In Wien bemühen
wir uns vor allem,Ghettobildungen zu ver-
meiden, weil klar ist, dass man dort nur
schwer wieder herauskommt.

NG/FH: Welche Instrumente gibt es da?
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Gusenbauer: Zum einen ist da der Bereich
der Stadterneuerung zu nennen. Durch
den Ausbau der Infrastruktur etwa und
den Anschluss an das U-Bahn- und Stra-
ßenbahnnetz können gewisse Quartiere
attraktiver werden. Und früher bekamen
nur Menschen eine Unterstützung durch
die Stadt, wenn sie in kommunalen Woh-
nungen lebten. Jetzt haben wir eine allge-
meine Wohnbeihilfe auch für Menschen,
die im privaten Altbau wohnen, abhängig
nur von der Einkommenssituation, um zu
verhindern, dass Kommunalbauten zu so-
zialen Ghettos werden. Ein entscheiden-
der Beitrag zur Integration.

NG/FH: Wie sieht die Perspektive aus, wie
lautet die neue Erzählung für eine über-
zeugende sozialdemokratische Europapo-
litik?

Gusenbauer: Europa wird Anteile am Welt-
bruttosozialprodukt verlieren und der An-
teil seiner Bevölkerung an der Weltbevölke-
rung wird kleiner. Die gesellschaftliche Ent-
wicklung in Europa verliert an Dynamik.
Zum einen durch die demografische Ent-
wicklung, zum zweiten durch eine Abschot-
tungshaltung gegenüber Migranten. Europa
wird es in Zukunft schwerer haben und nur
als integrierte Gemeinschaft die Chance
haben, seinen Platz in der Welt zu behaup-
ten, sowohl ökonomisch als auch politisch.

Die Europaskepsis ist heute aber bei
vielen Menschen groß, weil die EU ein
unvollendetes Projekt ist und dadurch
bedingt eine stärkere Renationalisierung
stattfindet, wenn auch nicht unbedingt der
Politik, so doch zumindest des Bewusst-
seins. Die EU verändert schleichend ihr
Integrationsmodell. Euro und Rettungs-
schirm führen zwar zu einer verstärkten
Zusammenarbeit, aber außerhalb der Ver-
träge. So bleiben das EU-Parlament und
die EU-Kommission, die eine gewisse ge-
samteuropäische Legitimation haben, aus-
geschlossen. Es entscheiden die nationalen
Regierungen ohne europäisches Mandat.

Die nationalen Kräfteverhältnisse kom-
men wieder stärker zur Geltung. Das ist ei-
ne nicht ungefährliche Entwicklung. Die
Sozialdemokratie soll dem das Projekt der
sozialen Demokratisierung Europas ent-
gegenstellen, schon weil wir viele unserer
politischen Anliegen – von der sozialen
Gerechtigkeit bis zur Sicherung der Frei-
heit – nur im europäischen Maßstab ver-
wirklichen können.

NG/FH: Es gibt aber in Europa wichtige
Länder wie Polen und Großbritannien, für
die die Integration schon zu weit fortge-
schritten ist, die aktive Befürworter einer
Renationalisierungspolitik sind und ei-
gentlich nur den Markt wollen. Und dann
gibt es in großen Teilen der Bevölkerun-
gen Ressentiments nach dem Motto: »Wir
zahlen doch nur drauf.« Wie kann in einer
solchen Situation eine offensive Strategie
mehrheitsfähig werden?

Gusenbauer: Das ist in der Tat eine ver-
zwickte Situation. Ich sage in aller Klarheit:
Die Sozialdemokratie hat in vielen Teilen
Europas das Thema des Zusammenlebens
mit Migranten verloren, weil sie zu große
Ängste vor den rechtspopulistischen Par-
teien gehabt hat. Dieses Thema nicht an-
zupacken hat unsere Gegner stärker ge-
macht, die sich noch dazu im sozialdemo-
kratischen Wählersegment bedient haben.
Dasselbe Desaster kann uns drohen, wenn
wir in der Auseinandersetzung um ein po-
litisches und soziales Europa erneut auf
die Kapitulationsstrategie setzen. Dann
werden die antieuropäischen Kräfte auch
in den eigenen Reihen immer stärker. For-
mulierung und Umsetzung europäischer
Politik wird dadurch erheblich erschwert.

NG/FH: Wie kann man diese Misere über-
winden? Wo sind Politiker, die sich wieder
als Anwälte Europas profilieren, die eine
Vision haben und auch gegen Widerstände
Meinungen vertreten und um Zustimmun-
gen werben?
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Gusenbauer: Es geht nicht um die Frage:
»Europa, Ja oder Nein?«, sondern es geht
vor allem darum, dass wir ein anderes Eu-
ropa wollen. Die Frage ist nicht nur, welche
Institutionen was entscheiden, sondern
auch, welche Politik wir in Europa haben
wollen.Wir brauchen eine sozialdemokra-
tische Wirtschaftspolitik in Europa mit
Eingriffen in die vermeintliche nationa-
le Souveränität, damit nicht den Finanz-
märkten das Handeln überlassen bleibt
und ein sozial und ökologisch nachhalti-
ges Wirtschaften in Europa möglich wird.
Wir brauchen die große Debatte darüber,
was ein sozialdemokratisches Europa von
einem neoliberalen oder konservativen
Europa unterscheidet – und keinen diplo-
matischen Einheitsbrei.

NG/FH: Das Fortschrittsprogramm der SPD,
das auf dem Parteitag im Dezember verab-
schiedet werden soll, proklamiert den Ab-
schied vom rein quantitativen Wachstums-
denken und stellt die Themen Bildungs-

politik, vorbeugender Sozialstaat, ökologi-
sche Industriepolitik und alternative Ener-
giepolitik ins Zentrum. Welche Diskus-
sionsergebnisse des Netzwerkes Next Left
sollten dort noch mit einfließen?

Gusenbauer: Ich halte dieses Konzept des
Neuen Fortschritts für einen richtigen An-
satzpunkt, weil es versucht, gesellschaft-
liche Herausforderungen aufzugreifen und
aus der Analyse politische Gestaltungsvor-
schläge zu entwickeln, wie sich die Verhält-
nisse nach den Vorstellungen der Sozial-
demokratie verändern sollten. Die Sozial-
demokratie muss aber auch unter der De-
finition des Neuen Fortschritts als eine
Partei der sozialen Gerechtigkeit erkenn-
bar bleiben und darf nicht den Eindruck
erwecken, wir wären jetzt eine Allerwelts-
partei. Denn alle unsere Konkurrenzpar-
teien reden vom Fortschritt und werden
versuchen – mit unterschiedlichen Ge-
wichtungen – einen ähnlichen Themen-
mix hinzubekommen.
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Wer das 43-seitige Papier zum Neuen Fort-
schritt liest, bekommt einen soliden Ein-
druck,wie die SPD derzeit gesehen werden
will. Die SPD besinnt sich, jedenfalls in der
Opposition, auf ihren Markenkern soziale
Gerechtigkeit und gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt. Die SPD möchte die Macht
der Finanzmärkte eingrenzen und die Fle-
xibilisierung der Arbeit beschränken. Man
hat erkannt, dass es nicht gerecht ist, dass
die Löhne real sinken,aber die Einnahmen
aus Zinsen und Aktien steigen.Abhilfe sol-
len höhere Steuern für Besserverdienende

schaffen, vor allem auf Vermögen, das hier-
zulande weit weniger besteuert wird als in
den USA oder Großbritannien. Von der
Bürgerversicherung bis zu den Ideen für
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